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A. Mitteilungen an die Mitglieder.

Riickblick auf das Jahr 1940,

erstattet vom Présidenten an der Jahresversammlung vom
19. Oktober 1940 in Ziirich.

Der Vorstand hat letztes Jahr die ordentliche Jahresversammlung
ausfallen lassen; angesichts des Weltgeschehens glaubte er, unter
unseren Mitgliedern sei kaum besondere Lust fiir eine gemeinsame
Tagung vorhanden.

Sind wir berechtigt, heute unsere Lage giinstiger zu beurteilen als
vor einem Jahr, weil wir nunmehr eine Jahresversammlung ab-
halten? Dies kann keineswegs behauptet werden; wir alle leiden —
personlich und geschéftlich — unter dem drohenden Druck und der
bangen Frage, wie es uns noch ergehen werde. Denn in dem Kampf,
dessen Zeuge unser Land seit Jahresfrist ist, geht es nicht allein um
die Zertrimmerung von Weltreichen; auch das Fithlen und Denken
eines jeden einzelnen Menschen soll auf vollstéindig neue Grundlagen
gestellt werden.

Kaum jemals ist uns die riumliche Kleinheit der Schweiz und ihre
Abhéngigkeit von den michtigen Nachbarn so klar vor Augen gestellt
worden, wie gerade jetzt. Volker, die ung geistig verbunden waren,
haben in wenigen Tagen ihre Unabhingigkeit eingebiisst; itber ihrem
Grebiet tobt sich jene totale Vernichtung aus, wie sie grausamer nicht
sein konnte. Rechtzeitige Vorsorge, fusserste militirische Bereitschaft,
die unbeugsame Fntschlossenheit zur Wahrung unserer Unabhingig-
keit und Gottes Hilfe haben mitgeholfen, die Schweiz den Kémpfen
fernzuhalten; wunderbarerweise machten die kriegerischen Ireignisse
an unseren Landesgrenzen halt.

Wie aber steht es mit unserer wirtschaftlichen Unabhiingiglkeit ?
Nur mit bangen Sorgen kénnen wir in die Zukunft blicken. Is wire
verfehlt, zu glauben, wir konnten weiter die uns lieb gewordenen Ge-
wohnheiten beibehalten. Die Liage unseres Landes, das eines grossen
Teils seiner natiirlichen Absatzgebicte beraubt ist, verlangt Mass-
nahmen, die tief in die Rechte jedes einzelnen Biirgers einschneiden.
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Ein jeder von uns ist deshalb gehalten, seine ganze Pflicht zu tun,
sei es als Soldat oder als Privatmann. Nie darf aber das Schicksal des
Einzelnen der Gesamtheit gleichgiiltig werden. Schon sehr viel ist
itber das Zusammenstehen und Fireinandereintreten geschrieben und
gesprochen worden; nun wird es sich erweisen, ob dem Worte auch
die Tat folgt. Gerade jetzt gilt es, sich in gemeinsamer Arbeit zum
Wohle des Vaterlandes zu finden. Wie machtvoll hat diese Ansicht
die letztjihrige Landesausstellung in Ziirich dargetan; ihr Geist
lebt unter uns fort; wir halten ihn fest!

Vergessen wir auch nicht, dass noch allerhand Fntbehrungen auf
uns warten, FEntbehrungen, an die manche heute noch nicht so recht
glauben wollen: Das Heizungsmaterial ist knapp; die Erndhrungsfrage
wird schwieriger; eine Teuerungswelle geistert durch das Land; das
Erneuerungsproblem spukt in vielen Kopfen!

Und doch sind wir hier versammelt! Wir wollen tagen in
freundeidgenossischem Sinne; denn auch wir alle arbeiten — nicht
far uns allein — vielmehr jeder an seiner Stelle treu fiir unser Land
und sein Gedeihen und seine Frhaltung in schwerer Zeit. Das zu
tun in heissem Bemithen sei heute unser stilles Gel6bnis.

Mit diesen kurzen einleitenden Worten erklire ich die 82. ordent-
liche Mitgliederversammlung unserer «Vereinigung» fiir eroffnet.

* &
*

Die Fragen, welche das private und offentliche Versicherungs-
wesen in der letzten Zeit bewegten, waren fast ausschliesslich Aus-
wirkungen des Krieges; tiber die meisten habe ich im letzten Heft
der «Mitteilungen» berichtet; es bleibt mir fiir heute nur ibrig, nach-
zutragen, was seither geschehen ist.

A. Private Versicherung.
1. Neue Kriegsversicherungsbedingungen.

Die im September 1939 bei allen schweizerischen Lebensversiche-
rungsgesellschaften in Kraft gesetzten einheitlichen Kriegsversiche-
rungsbedingungen fanden — wie schon in der letzten Berichterstattung
ausgefithrt worden ist — auf den vorhandenen Bestand keine zwingende
ritckwirkende Anwendung. Dagegen beauftragte der Bundesrat das
Eidgenéssische Versicherungsamt, den Kntwurf zu einem Bundes-
ratsbeschluss iiber die Lebensversicherung im Kriege vorzubereiten,
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Dieser Bundesratsbeschluss wire gestiitbzt auf Art. 3 des Bundes-
beschlusses vom 80. August 1939 im Falle des Eintritts der Schweiz
in den Krieg zu erlagsen und hiitte vor allem die Deckung der Kriegs-
gefahr beim vorhandenen Bestand einheitlich zu regeln.

Das Kidgenossische Versicherungsamt loste zusammen mit den
Lebensversicherungsgesellschaften die thm iibertragene Aufgabe in
einer Art, die den Interessen der Versicherten durchaus gerecht wird.
Grestiitzt auf seinen Vorschlag konnte der Bundesrat anfangs 1940
die notigen Vorkehrungen treffen, um im Falle des Kriegseintrittes
die Gleichbehandlung aller schweizerischen Versicherten sicher-
zustellen, unbekiimmert darum, in welcher Weise bisher die Deckung
der Kriegsgefahr im Versicherungsvertrag geregelt war.

Die Gestaltung des Riickversicherungsverhdiltnisses wird durch die
neuen Kriegsversicherungsbedingungen in einschneidender Weise be-
einflusst. Das bisherige Verfahren der Deckung der Kriegsgefahr
durch Entrichtung einer Zuschlagsprimie liess die genaue Aufteilung
dieser Priimie auf Krstversicherer und Riickversicherer ohne Schwierig-
keiten zu. Die Verteilung der Extraprimie im Verhéltnis der Summen
war solange als gerecht anzusehen, als nur an Verluste infolge Mehu-
sterblichkeit gedacht wurde; sie versagt jedoch, sobald auch die
Vermogensverluste zu betrachten sind.

Die Festsetzung einer nach Kriegsschluss zu erhebenden Umlage
zur Deckung der Mehrsterblichkeit und der Vermogenseinbussen, wobei
die Erstversicherer in weitem Masse ihre freien Mittel einzuschiessen
hitten, wirft die Frage auf, ob es nicht gerecht wiire, die Riick-
versicherer mit ihren freien Mitteln ebenfalls zur Tragung der Kriegs-
mehrleistungen heranzuziehen. Die Riickversicherer vertreten in-
dessen die Ansicht, die Verluste auf den Kapitalanlagen gingen sie
nichts an, da sie auf die Anlage des Vermégens keinen Hinfluss aus-
itben konnten. Die Ilrstversicherer lehnen die Berechtigung dieser
Meinung nicht ohne weiteres ab, bestreiten aber anderseits die von
den Riickversicherern erhobene Forderung, dass die von den Krst-
versicherern zur Verfiigung gestellten eigenen freien Mittel auch
dem riickversicherten Teil der Versicherungen anzurechnen seien.
Da es sich weitgehend um eine Ermessensfrage handelt und heute
itber die Hohe der allfilligen Kriegsschiden keinerlei Anhaltspunkte
bestehen, diirfte eine Finigung vorldufig nur grundsétzlich, nicht aber in
Einzelheiten moglich sein; eine solche wiire aber dringend zu wimschen.
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2. Bundesratsbeschluss iiber die Abinderung der Verordnung
vom 11. September 1931 iiber die Beaufsichtigung der privaten
Versicherungsunternehmungen.

Der Bundesratsbeschluss iiber die Bewertung der Wertpapiere
in den Bilanzen der inlédndischen Lebensversicherungsgesellschaften
vom 21. November 1939 war erstmals fiir die Rechnungslegung auf
31. Dezember 1939 anzuwenden. In jenem Zeitpunkt stand noch die
Frage offen, ob die mathematische Bewertung der Wertpapiere auch
fiie den Sicherungsfonds zulissig sein sollte, unter allfilliger Aus-
dehnung auf die Schuldbuchforderungen. Am 8. Juni 1940 erliess
der Bundesrat einen Beschluss iiber die Abéinderung der Verordnung
iiber die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunternehmungen,
der als wichtigste Bestimmung die Anwendung der mathematischen
Bewertung fiir den Sicherungsfonds vorschreibt.

Fiar die Wertpapiere besteht in der Art der Bewertung fiir Bilanz
und Sicherungsfonds formal kein Unterschied. Aus Sicherheits-
grilnden wurde jedoch der Bewertungszinsfuss fiir die Anlagen des
Sicherungsfonds um % % erhéht. Absatz 2 des neuen Art. 16
lautet daher:

«Der fiir die Ermittlung des Barwertes des Kapitals und der
Zingen anzuwendende Zinsfuss muss mindestens ein Halbes vom
Hundert hoher sein als das gewogene arithmetische Mittel aus
den fiir die Deckungskapitalberechnung im Vorjahr verwendeten
Zinstiissen. » .

Um eine doppelte Bewertung — auf Finde des Jahres fir die Bilanz
und auf 31. Mai fiir den Sicherungstonds — zu vermeiden, werden
wohl die meisten Gesellschaften ihre Bewertung der Wertpapiere auch
fiir die Bilanz mit dem nédmlichen, strengeren Bewertungszinsfuss aus-
fithren wie beim Sicherungsfonds.

Die Bewertung der Schuldbuchforderungen fiir den Sicherungs-
fonds weicht grundsitzlich von den Bestimmungen fiir die Bilanz ab.
Die im Schuldbuchgesetz fiir die Bilanz vorgeschriebene lineare Auf-
und Abschreibung des Kostenpreises auf den Riickzahlungsbetrag
wird fiir den Sicherungsfonds durch die eigentliche mathematische Be-
werbung nach Massgabe der Rendite ersetzt. Hs erfolgt also eine Gleich-
stellung mit den Wertpapieren. Diese Doppelspurigkeit ist zu be-
dauern, namentlich dann, wenn zwischen Bilanz und Sicherungsfonds
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Tinheitlichkeit im Sinne der ausschliesslichen Anwendung mathe-
matischer Kurse angestrebt wird, die lineare Auf- und Abschreibung
jedoch Kurse ergibt, die unter den mathematischen liegen. Die An-
wendung verschiedener Bewertungsverfahren fiir die Bilanz und den
Sicherungsfonds ist iiberhaupt nicht gerechtfertigt.

Der Bundesratsbeschluss iiber die Abédnderung der Verordnung
vom 11. September 1931 iiber die Beaufsichtigung der privaten
Versicherungsunternehmungen ist am Schlusse meines Berichtes als
Anlage abgedruckt.

3. Zinsertragnisse.

Das Bediirfnis des Staates, fiir seine aussergewohnlichen Aus-
gaben die notigen Mittel zu erhalten, und die Notenhamsterung haben
das bis ins Jahr 1939 hinein beobachtete Sinken des Zinsertrages zum
Stehen gebracht und bis anfangs 1940 eine kleine Steigerung der Zins-
giitze bewirkt; seibther ist allerdings wieder eine riicklaufige Bewegung
festzustellen. Diese an sich normale Erscheinung hat zu zahlreichen
Eingaben von Verbdnden, politischen Parteien usw. an den Bundesrat
gefithrt, in denen zum Teil unsinnige Begehren gestellt worden sind.
Die Lebensversicherungsgesellschaften betrachten es als durchaus not-
wondig, dass der Industrie und Landwirtschatt nicht zu teure Betriebs-
kapitalien zur Verfiigung stehen; aber jeder kinstliche Kingriff in
das Spiel zwischen Angebot und Nachfrage muss zu schweren Iir-
schiitterungen fithren. Kleine Zinsertriignisse lassen die Kosten der
Versicherung steigen; wo auf der einen Seite eine Entlastung entsteht,
wachsen auf der anderen Seite die Kosten. Die Lebensversicherungs-
gesellschaften konnen diesen Umstand durch die Ausschiibtung klei-
nerer Gewinnanteile weitgehend ausgleichen; aber eine neue, einschnei-
dende Herabsetzung der Gewinnanteile miisste sich in der heutigen Zeit
in einer starken Bestandesabnahme auswirken. Die meisten Pensions-
kassen — eidgendssische, kantonale und private — wiirden dagegen
in eine schwierige, zum Teil hoffnungslose Liage geraten, wenn den
eingeleiteten Bestrebungen in vollem Umfange gefolgt wiirde.

4, Wehropfer.

Die Frhebung eines einmaligen Wehropfers fithrte zur Verwirk-
lichung verschiedener neuer Gedanken in der Besteuerung des Ver-
rogens. Schon bis anhin musste bei einigen kantonalen Steuerver-
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anlagungen der Wert einer riickkaufsfihigen Kapitalversicherung oder
Rentenversicherung mit Priamienriickgewihr als Vermogen angegeben
werden. Das neue Gesetz schreibt fiir das Wehropfer diese Ver-
anlagung nun in der ganzen Schweiz vor.

Um den Gesellschaften die Beantwortung einer ausserordentlichen
Zahl von Anfragen zu ersparen, ist der Wegleitung eine Tabelle bei-
gegeben, der ohne weiteres die Steuerwerte fiir normale gemischte Ver-
sicherungen und Versicherungen auf festen Termin entnommen werden
konnen. Diese Tabelle gilt einheitlich fiir alle Gesellschaften ; sie wurde
von den Lebensversicherungsgesellschaften vorgeschlagen und vom Kid-
gendssischen Versicherungsamt und der Steuerverwaltung genehmigt.

Aber auch Angpriiche aus nicht riickkaufsfihigen Lebens- und
Rentenversicherungen werden erfasst; sie sind in der Hinzelversiche-
rung mit der Hilfte der bis zum 1. Januar 1940 eingezahlten Priamien
und Kapitaleinlagen zu versteuern. Der Begritf des reinen Vermogens
geht hier also weiter als in den bisherigen Steuergesetzen des Bundes.
Die Kapitalwerte anwartschaftlicher und laufender Anspriiche auf
Leibrenten, Pensionen usw. sind dem reinen Vermdégen beizufiigen,
obschon diesen ein Riickkaufswert nicht zukommt.

Die steuerliche Erfassung von Anspriichen, die nicht nur dem
Zeitpunkte des Fintretens nach ungewiss, sondern itberhaupt fraglich
sind, ist meines Erachtens abzulehnen. Man darf wohl fiir ausser-
ordentliche Zeiten aus sozialen rwigungen heraus die Pflicht zu
einer Abgabe aufstellen; aber ein Versicherungsanspruch ohne Riick-
kaufswert kann grundsitzlich auch keinen Steuerwert besitzen.

Die Art. 24 bis 26 des Bundesratsbeschlusses betreffend Wehr-
opfer geben die Art und Hohe der Belastung bekannt; sie lauten:

Axt. 24.

1 Noch nicht fiillige Anspriiche aus riickkaufsfiihigen Lebensversicherungen
(Kapitalversicherungen) sowie aus riickkaufsfihigen Rentenversicherungen auf
Lebenszeit, aus denen der Berechtigte erstmals nach dem 1. Januar 1940 eine
Leistung bezieht, unterliogen dem Wehropfer mit dem Riickkaufswert. Anspriiche
aus nicht riickkaufsfihigen Lebens- und Rentenversicherungen werden mit der
Hiilfte der bis zum 1. Januar 1940 einbezahlten Primien und Kapitaleinlagen
bewertet.

2 Der Versicherer kann den Riickkaufswert, den er dem Anspruchsberech-
tigten zwecks Brstattung der Wehropfererklirung angibt (Art. 56, Abs. 4), nach
einem Anniherungsverfahren berechnen, wenn dessen Grundsiitze vom eidgends-
gischen Versicherungsamt genehmigt worden sind.
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Art. 25.

L Anwartschaftliche Anspriiche gegeniiber Alters-, Invaliden- und Hinter-
bliebenenversicherungskassen (Pensionskassen) sowie aus Gruppenversicherungs-
vertriigen werden mit dem Betrag der Abgangsentschiidigung angerechnet, auf
den der Beamte, Angestellte oder Arbeiter bei freiwilligem Dienstaustritt am 1. Ja-
nuar 1940 Anspruch gehabt hitte.

2 Wird die Abgangsentschidigung nicht bar geleistet, sondern ein Ver-
sicherungsanspruch abgetreten, so ist die Hiilfte der vom Arbeitnehmer bis zum
1. Januar 1940 bezahlten Beitrige ohne Zins massgebend. Hat der Arbeitnehmer
keine Beitrige geleistet, so wird ein Viertel der bis zum 1. Januar 1940 zu seinen
Gunsten vom Arbeitgeber bezahlten Beitriige ohne Zins angerechnet.

Die Heranziehung der anwartschaftlichen Anspriiche der Gruppen-
versicherungsvertrige und Pensionskassen zum Wehropfer wird mit
dem ausserordentlichen Finanzbedarf des Bundes und der Einmalig-
keit der Steuer begriindet. Die Auswirkungen der ungerechten Ir-
tagssung dieser Anspriiche werden dadurch gemildert, dass nicht die
ganze versicherungstechnische Riicklage versteuert werden muss,
sondern nur die in bar allenfalls zu leistende Abgangsentschidigung.

Auch bei den laufenden Pensionen, Ruhegehiiltern und ILeib-
renten wurde zu einem vereinfachten Kapitalisierungsverfahren ge-
schritten. Das Krisenabgaberecht erfasste diese laufenden Leistungen
als Kinkommen; das Wehropfer kapitalisiert sie als Vermogen, aller-
dings nach einer Bewertungsskala, welche Kapitalwerte ergibt, die nicht
unwesentlich unter den Kinkaufssummen in eine Lebensversicherungs-
gesellschaft liegen. Diese méssige Bewertung wird durch den Um-
stand begriindet, dass laufende Pengionen und Renten in der Regel
schon den kantonalen Einkommenssteuern unterliegen.

Art. 26.

L Der Wert von Anspriichen auf Leibrenten, Pensionen und andere auf die
Lebenszeit einer Person zugesicherte wiederkehrende Leistungen, von denen die
erste vor dem 1. Januar 1940 tillig geworden ist, wird berechnet nach dem Lebens-
alter dieser Person am letzten vor dem 1. Januar 1940 liegenden Geburtstag.

2 Als Wert gilt bei einem Alter

bis zu 40 Jahren das 10fache

von mehr als 40 bis zu 43 Jahren das 9fache
» » » 43 » » 406 » »  8fache
» » ooy 46 » » 49 » »  Tfache
» » » 49 » » B2 » »  Gfache
» » w52 » » BT » »  bfache
» » » 87 » » 62 » »  4fache
» » » 62 » » 68 » »  3fache
» » » 68 Jahren »  2fache

des Wertes der Jahresleistung.
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3 Beziehen zwei oder mehr Personen gemeinsam eine Rente (verbundene
Rente), so ist das Lebensalter der iltesten Person massgebend.

t Hat der Wehropferpflichtige neben der auf Lebenszeit zugesicherten wieder-
kehrenden Leistung kein beachtenswertes regelmissiges inkommen, so wird der
Wertermittlung nach Abs. 2 nur der Teil der Jahresleistung zugrunde gelegt, der
iibersteigt

a. 2000 Franken, sofern der Wehropferpflichtige zum Unterhalt einer oder
mehrerer Personen verpflichtet ist und fiir diesen tatsiichlich aufkommt,

b. 1000 Franken, sofern der Wehropferpflichtige keine solchen Unterhalts-
pflichten zu erfiillen hat.

5 Als Wert wiederkehrender Leistungen, die auf bestimmte Zeit beschrinkt
sind, gilt die Summe der Barwerte der nach dem 31. Dezember 1939 filligen
Leistungen, berechnet zum Zingsatze von 5 9.

Unfallrenten, auf Familienrecht beruhende Renten und Haft-
pilichtrenten werden dem Wehropfer nicht unterstellt. Ihre Be-
freiung rechtfertigt sich durch den Umstand, dass diese Renten meist
nur einen gewissen Iirsatz fiir schwerwiegende Beeintriichtigung der
Lebensverhiltnisse darstellen.

Wehropferpflichtig sind auch die Versicherungsgesellschaften mit
ihren freien Mitteln. Bei der Bestimmung der freien Mittel wird man
beriicksichtigen miissen, dass neben dem eigentlichen Deckungskapital
und den gutgeschriebenen Gewinnanteilen auch Kriegsreserve, Kurs-
ausgleichsreserve, Dividendendeckungskapital als gebundene Reserven
zu betrachten sind.

5. Gesundheitsdienst.

Die Leistungen des Gesundheitsdienstes beschrinkten sich bis
jetat aut die periodische Uberpriifung des Gesundheitszustandes.
Ob die dafiir aufgewendeten Mittel durch eine verbesserte Sterblich-
keit mehr als aufgewogen werden, wird angenommen; eine einwand-
freie Nachweisung dafiir diirfte jedoch recht schwierig sein.

Eine Neuerung auf dem Gebiete des Gesundheitsdienstes bietet
vom 1. Oktober 1940 an die «Vata» ihren Versicherten. Todesfall-
versicherte erhalten, sofern die Summe mindestens Fr. 6000 betrigt,
einmalig einen Anteil bis zu Fr. 300 an die Kosten einer lebenswichtigen
Operation. Die Gesellschaft erwartet von dieser Operalionskostenver-
sicherung neben Frfolgen im Anwerbebetrieb eine weitere Verminderung
der Sterblichkeit.

6. Krankenversicherung.

Die private Krankenversicherung kann auf eine zehnjihrige Iir-
fahrung zuriickblicken, Vor zehn Jahren durch die « Union» in Genf als
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¢private Krankenversicherung» eingefithrt und 1935 von der « Helvetia-
Unfally in Zirich als Mittelstands-Krankenversicherung ausgebaut,
kommt dieser Versicherungsart heute eine erhhte Bedeutung zu. Die
anfiinglichen Schwierigkeiten in der Ausarbeitung der Tarife infolge
Fehlens eingehender statistischer Untersuchungen itber Umfang und
Kosten der Krankenpflege, diirften teilweise itberwunden sein. Ich
glaube, dass der privaten Krankenversicherung in der kommenden Ge-
staltung der Krankenversicherung eine bedeutende Rolle zugedacht sein
wird, da sie die Gefahren der Gleichmacherei weitgehend mindert.

B. Offentliche und soziale Versicherung.
1. Eidgenossische Alters- und Hinterlassenenversicherung.

Die Einfithrung der eidgenéssischen Alters- und Hinterlassenen-
versicherung wird trotz der Ungunst der Zeit weiterverfolgt. Die
Herren Professor Dr. W. Saxer und Professor Dr. 4. Alder sind vom
Bundesamt fiir Sozialversicherung mit der Abfassung eines Gut-
achtens betraut worden. Iiin Teilbericht von Herrn Professor Saxer
uber die Behandlung der kantonalen Kassen liegt vor, withrend Herr
Professor Alder infolge Militéirdienstes seine Meinung noch wvicht
abgeben konnte. Uber den Aufbau der kimftigen eidgendssischen
Alters- und Hinterlassenenversicherung zu berichten, wie er nach
Ansicht der ixperten zu erstreben ist, erscheint heute verfritht. Nicht
zu umgehen wird ein Ausbau sein, der bei einer Bedarfsversicherung
beginnt und langsam zu einer Vollversicherung fiihrt,

Die vom Konkordat schweizerischer Krankenkassen eingeleitete
Aktion, ihm die Durchfithrung einer freiwilligen Altersversicherung
zu iiberfragen, konnte zu keinem Ergebnis fuhren. Inzwischen wird
die im letzten Heft der «Mitteilungen» beschriebene Ubergangslosung
die dringendsten Bediirfnisse befriedigen miissen.

Der Gedanke, den Lohnausgleich spiiter in eine Altersversicherung
umzuwandeln, ist in der Presse schon wiederholt zur Diskussion ge-
stellt worden. Dass die Lohnausgleichskassen nicht zugleich Triiger
der Versicherung sein kénnen, steht fest, nachdem die Krankenkassen
aus wichtigen Griinden ebenfalls ausscheiden mussten. Man ver-
gpricht sich offenbar deshalb von der Umwandlung des Lohnausgleiches
in eine Altersversicherung Frfolg, weil der Pflichtige schon an die
Zahlung eines Beitrages gewohnt ist.
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Bei all diesen Planen ist jedoch zu beachten, dass die eidgends-
sische Altersversicherung, soll sie Vollversicherung sein, viel Geld
kostet. Die an die Lohnausgleichskassen abzufithrenden 2 + 2 = 4 9
dirften — wieder unter der Annahme einer Vollversicherung von
Anfang an — nur zu bescheidenen Renten fithren. Denkt man da-
gegen, wie es Direktor Saxer vom Bundesamt fiiv Sozialversicherung
in seinen an der Schweizerischen Armenpflegerkonferenz gehaltenen
Ausfithrungen getan hat, fur die heute lebenden Rentnergenerationen
an eine Bedarfsversicherung, so lassen sich doch sehenswerte Lieistungen
bieten. Nimmt man an, von den rund 850 000 Personen im Alter von
itber 65 Jahren — Stand 1940 — erhalte die Hilfte eine Rente von
Fr. 250 (Frauen) und Fr. 300 (Ménner), so bediirfen wir einer Summe
von rund 50 Millionen Franken pro Jahr. Diese 50 Millionen Franken
machen weniger aus als die Hélfte der in die Ausgleichskasse der un-
selbstindig Frwerbenden jihrlich eingehenden Betrige.

2. Altersversicherung im Kanton Ziirich.

Fs 1st anzunehmen, dass der Kanton Ziirich bald zu den Kan-
tonen mit obligatorischer Altersversicherung hinzutreten wird. Die
geplante ziircherische  Altersversicherung unterscheidet sich in ver-
schiedenen Punkten wesentlich von den Hinrichtungen der andern
Kantone.

Von der Tatsache ausgehend, dass heute die Mittel zu einer Voll-
versicherung fehlen, beschriinkt sich die ziircherische Vorlage fiir die
nichsten Jahre, d. h. bis zum Aussterben der alten belasteten Jahr-
ginge, mit der Bedarfsversicherung, um dann schrittweise zur Voll-
versicherung iiberzugehen. Die folgenden Leistungen sind in Aussichb
genommen :

A. Jahrginge 1884 und dlter: Firsorgezuschiisse in der Hohe
von Fr. 75 pro Anspruchsberechtigten; wenn 1} diese Zuschiisse
erhalten, entfillt auf jeden eine jéhrliche Rente von Fr. 300.

B. Jahrginge 1885 und jiingere: Bedarfsrenten in der Hoéhe von
Fr. 400 pro Mann und TFr. 320 pro Frau. Von den Jahrgingen 1885
bis 1904 konnten '/, diese Rente beziehen. Von den folgenden Jahr-
giingen an wiirde dieser Prozentsatz stetig erhoht, bis man schliesslich
zur Vollversicherung kime. Eventuell konnte man bei der Bedarfs-
versicherung bleiben, so dass zum Beispiel zirka 2/, die Bedarfsrente



bezdgen. Dann konnten die Bedarfsrenten allmihlich bis um 50 9,

erhoht werden.

Daneben wiire fiir die Jahrgiinge 1885 und jitnger ein Sterbegeld
in der Hohe von T'r. 200 im Bedarfsfalle vorzusehen, wenn der Tod
des Versicherten vor Beginn der Rentenberechtigung erfolgt.

Fin wesentlicher Teil der Leistungen soll — wie die nachfolgende
Zusammenstellung zeigt — vom Kanton getragen werden:

1. Uberlagsung des Versicherungsfonds in der Hohe von 30 Millionen
I'ranken.

9. Jihrliche kantonale Subvention in der Hohe von 0,42 Million
Franken.

8. Jihrliche Bundessubventionen in der Hoéhe von 1,8 Millionen
Franken (im Jahre 1941 nur 1,2 Millionen Franken).

4. Ubernahme einer Zinsgarantie im Betrage von maximal jihrlich
Fr. 800 000. Dazu ist zu bemerken, dass die Stabilitit der Ver-
sicherung wesentlich gewiinne, wenn diese Grenze héher, zum Bei-
spiel auf 2 oder wenigstens 1,5 Millionen Franken angesetzt werden
kénnte.

5. Ubernahme der Ausfallprimien durch Kanton und Gemeinden.
Bei rund 450 000 Priimienpflichtigen diirften je nach Wirtschafts-
lage 5—25 9, nicht in der Lage sein, die Priimie zu bezahlen. 10 %,
machen bereits eine Summeé von Fr. 810 000 aus.

6. Ubernahme der Verwaltung, deren Kosten zur Hauptsache auf die
Gemeinden entfallen. Tiir grossere Gemeinden mit stiidtischem
Charakter entstehen dadurch gewisse Kosten, die mangels Er-
fahrung auf administrativem Gebiet nicht abgeschiitzt werden
kénnen. Fiir kleinere Gemeinden diurfte die entstehende Mehr-
arbett unerheblich sein.

Daneben hiitten die Versicherten, Méinner wie Frauen, eine
Primie von jihrlich Fr. 18 aufzubringen.

Der versicherungstechnische Aufbau der ziircherischen Alters-
versicherung ist von unserem Mitgliede, Professor Dr. W. Saxer,
verfasst. Es lohnt sich, noch auf einige Einzelheiten seines Berichtes
etwas niher einzutreten.

Die Wahl einer zutreffenden Sterbetafel ist fiir die kiinftige Ent-
wicklung von ausschlaggebender Bedeutung. Der einzig gangbare
Weg besteht in der Konstruktion besonderer Tafeln unter Beriick-
sichtigung der kiinftigen Lebensverbesserung, wobei die vorhandenen



Sterbetafeln Anhaltspunkte geben kénnen, in welecher Richtung cine
Lebengverbesserung noch moglich ist. Dieser Weg ist vom Experten
beschritten worden. Es wiire zu wiinschen, dass die Grundlagen dieser
Konstruktion, die im Bericht nicht dargestellt sind, in einer besonderen
Arbeit niedergelegt wiirden.

Neben der Sterblichkeit besitzt auch der Zinsfuss grosse Bedeu-
tung. Die Annahme eines Rechnungszinsfusses von 4 %, kann zeit-
weise zu Zinsverlusten fithren. Diesem Umstand will man dadurch
begegnen, dass der Kanton eine beschrinkte Zinsgarantie ibernimmt.
Vorgesehen ist eine Garantie in Hohe von maximal Fr. 800 000 pro
Jahr mit der Moglichkeit der Verrechnung mit fritheren Zinsgewinnen.
Die Gefahren der Minderverzinsung sind durch Festsetzung einer be-
grenzten staatlichen Zinsgarantie zum Teil gebannt worden.

Von einer Abwilzung eines Teils der Belastung der weiblichen
Versicherten auf die ménunlichen Versicherten wurde Abstand ge-
nommen, weil die Wanderungen das Verhiiltnis der Geschlechter stark
und in nicht voraussehbarer Art zu verschieben vermégen; je nach
der Entwicklung der Wanderungen konnen Verluste entstehen. Das
von der baselstidtischen Altersversicherung verwendete Ausgleichs-
verfahren findet demnach keine Anwendung; ich halte diese Ab-
weichung fiir glicklich.

Die Abschitzung des Anteils der bediirftigen Versicherten war
mit grossen Schwierigkeiten verbunden, indem eingehende Angaben
fehlen. Die wenigen vorliegenden Zahlen erweisen jedoch eine ausser-
ordentlich hohe Zahl von unterstiitzungsbediirftigen Greisen und
Greisinnen, eine Tatsache, der man bei Finfithrung einer eidgends-
sischen Altersversicherung Rechnung tragen muss.

3. Krankenkassen und Arzte.

Das Verhaltnis zwischen den Krankenkassen und den Arzten
scheint sich unter dem Druck der wirtschaftlichen Verhéltnisse immer
mehr zuzuspitzen. Nach den Ansichten der Krankenkassen bewirks
die Uberfiillung des Arztberufes eine lingere und kostspieligere
Behandlung der Kranken, als notwendig wire. Die Krankenkassen
erblicken die Rettung in der Umwandlung der Vertragsverhiltnisse
in feste Anstellungsverhiltnisse. Gegen diese Bestrebungen wenden
sich die Arzte mit aller Entschiedenheit. Sie wollen nicht zu « Beamten»
der Krankenkassen herabsinken.
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Ob wirklich die Uberfiillung des Aratberufes dazu beigetragen
hat, dass die Kosten der Behandlung gestiegen sind, ist durchaus
nicht abgeklirt. Viel mehr Schuld an der misslichen finanziellen
Lage vieler Kassen tragen die Versicherten, die kaum mehr zu tiber-
bietende Anspriiche stellen. Die Gefahr ist gross, dass der gesunde
Gedanke der Krankenkassen an der Ausnitzung durch die Ver-
sicherten scheitern wird.

C. Vereinigung schweizerischer Versicherungsmathematiker.

1. Todestille.

Seit der letzten Jahresversammlung hat der Vorstand der Ver-
einigung vom Ableben von fiinf Mitgliedern Kenntnis erhalten.

Am 16. Mai 1939 starb 85jihrig in Stockholm Anders Lindstedt,
korrespondierendes Mitglied der Vereinigung. Lindstedt, frither Pro-
fessor fur Astronomie und Mathematik und Direktor der Technischen
Hochschule in Stockholm, diente seinem Lande in Versicherungsfragen
vorwiegend als Prisident des obersten schwedischen Gerichtes fiir die
Sozialversicherung.

Iimal Haemag, Professor an der Hidgenossischen Technischen
Hochschule, ist am 23. Juni 1939 gestorben. Haemig ist in den
«Mitteilungen» durch die 1917 erschienene Abhandlung «Systematische
Abhiéingigkeitsbestimmungen» hervorgetreten.

Im Alter von 78 Jahren ist am 10. Juni 1940 Gottfried Wilchle
verschieden. Wilchli, urspriinglich Seminarlehrer und spéter Chef
der Technischen Abteilung des Fidgenossischen Versicherungsamtes,
war ein Mensch, dessen berufliche Titigkeit stets wvon grosser
Herzensgiite getragen war. In vorbildlicher Weise hat or es ver-
standen, die Bediirfnisse der Staatsaufsicht mit denen der Versiche-
rungsunternehmungen in Finklang zu bringen. Kin austithrlicher
Nachruf findet sich im letzten Heft der «Mitteilungenny.

Finer Mitteilung der «Zeitschrift fiir die gesamte Versicherungs-
Wissenschafty zufolge, ist am 27. April 1940 das auslindische Mitglied
Dr. Klemens Lder, Assistent am Institut fiir mathematische Statistik
der Universitit Gottingen, bei den Kampfen in Norwegen im Alter
von erst 80 Jahren gefallen. Loers wissenschaftliche Arbeit be-
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fasste sich vorwiegend mit der Gruppenversicherung gegen technische
Durchschnittsprimie.

In Zirich verstarb am 11. April 1940 G. Laechty, Verwalter der
Stidtischen Versicherungskasse, ein stilles, aber treues Mitglied
unserer Yereinigung.

2. Vereinigung.

~ Die ausgefallene Jahresversammlung 1939 hat bewirkt, dass der
Vorstand Beschliisse fassen musste, die sonst in die Kompetenz der
Jahresversammlung gefallen wéren. Den Mitgliedern wird Gelegen-
heit geboten, dazu bei den einzelnen Traktanden Stellung zu nehmen.
Zwei Mitgliedern unserer Vereinigung sind bedeutende Fhrungen
zugefallen. Professor Dr. W. Sazxer ist fir die Jahre 1989—1941
zum Rektor der Hidgenossischen Technischen Hochschule gewihlt
worden. Dr. Hans Grieshaber wurde zum korrespondierenden Mitgliede
der japanischen Aktuarvereinigung ernannt. Im Namen der «Ver-
einigung» entbiete ich den beiden Vorstandsmitgliedern hierzu unsere
besten Glickwiinsche.

3. Kongress.

Im Juni dieses Jahres hiitte der XII. Internationale Kongress
der Versicherungsmathematiker stattfinden sollen. Die Ereignisse ver-
unmoglichten die Durchfithrung im vorgesehenen Rahmen. Das
Organisationskomitee beschloss am 12, Marz 1940 auf Antrag des
Ausschusses fiir die wissenschaftliche Organisation, die Verhandlungen
in Luzern ausfallen zu lassen, die eingelangten Arbeiten dagegen zu
verdffentlichen. Die Direktorenkonferenz der schweizerischen Lebens-
versicherungsgesellschaften erklirte sich mit diesem Vorgehen ein-
verstanden; die Zustimmung der «Vereinigung» wird unter Traktan-
dum 6 formell einzuholen sein. Da Herr Professor Dr. Marchand aus-
fithrlich iiber alle diese Fragen berichten wird, mégen diese Angaben
hier gentigen.



Anlage.

Bundesratsbeschluss

tiber

die Abédnderung der Verordnung vom 11. September 1931
iiber die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen.

(Vom 8. Juni 1940.)

Der schweizerische Bundesrat,
beschliesst:

Art. 1.

Art. 16 der Verordnung vom 11. September 1981 tiber die Beaufsichti-
gung von privaten Versicherungsunternehmungen wird aufgehoben und
durch die folgende Bestimmung ersetzt:

Art. 16. Test verzinsliche Wertpapiere, die an einem zum voraus
bestimmten Zeitpunkt ritckzahlbar oder die amortisierbar sind, mit
Ausnahme der Schuldbriefe und Gitlten, diirfen in den Sicherungsfonds
hochstens zum mathematischen *Wert eingestellt werden. Die gleiche
Bestimmung gilt fir die im eidgendssischen Schuldbuch eingetragenen
Forderungen.

Die iibrigen beweglichen Werte, einschliesslich der Schuldbriefe
und Griilten, sind unter Beriicksichtigung der Sicherheit und des Ertrages
zu bewerten. Die Forderungen ditrfen hochstens mit dem Nennwert
eingestellt werden.

Grundstiicke ditrfen hochstens mit vier Fimnfteln des Schitzungs-
wertes bewertet werden.

Xtk 2

Die vorgenannte Verordnung wird durch einen Art. 162 folgenden
Wortlauts ergiinzt

Art. 16%s, Der mathematische Wert ist gleich dem jeweiligen Bar-
wert des Kapitals und der kiinftigen Zinsen berechnet auf Grund der
bis zur Rilckzahlung verbleibenden Laufzeit.

Der fir die Ermittlung des Barwertes des Kapitals und der Zinsen
anzuwendende Zinsfuss muss mindestens ein Halbes vom Hundert hoher
sein als das gewogene arithmetische Mittel aus den fiir die Deckungs-
kapitalberechnung im Vorjahr verwendeten Zinsfissen.
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Aus wichtigen Griinden kann das eidgendssische Versicherungsamt
zur Ermittlung des mathematischen Wertes fir alle oder einzelne Forde-
rungen die Anwendung eines hohern Zinsfusses vorschreiben.

Besteht die Moglichkeit vorzeitiger oder jederzeitiger Riickzahlung,
so ist von den Annahmen auszugehen, die zum kleinsten mathematischen
Wert fithren. Bei Anlagen, die planmiissig durch Auslosung getilgt
werden, kann auf den Amortisationsplan abgestellt werden.

Art. 8.

Art. 81 der vorgenannten Verordnung wird aufgehoben und durch fol-
gende Bestimmung ersetzt:

Art. 31. In der Lebensversicherung erfolgt die Bewertung der in
Kaution gegebenen Werte der auslindischen Versicherungsgesellschaften
nach den in Art. 16 und Art. 168 aufgestellten Grundsétzen.

Die andern Kautionswerte werden nach folgenden Grundsitzen
bewertet :

1. Werte mit Kurswert diirfen hochstens mit dem Kurse bewertet werden,
den sie durchschnittlich im letzten Monat des abgelaufenen Rech-
nungsjahres hatten, nach diesem Zeitpunkt erworbene erstmals hioch-
stens mit dem Kostenpreis.

2. Werte ohne Kurswert sind unter Berticksichtigung der Sicherheit und
des Ertrages zu bewerten, jedoch hochstens mit dem Nennwert.

Art. 4.

Dieser Beschluss tritt am 15. Juni 1940 in Kraft.

Er findet erstmals Anwendung auf die Sicherungsfonds und Kautionen,
welche auf Grund der am 81. Dezember 1939 abgeschlossenen Rechnungen
zu bestellen sind.

Bern, den 8. Juni 1940.

Im Namen des schweiz. Bundesrates,
Der Bundesprisident:
Palet-Golaz.

Der Bundeskanzler:
(. Bovet.



Jahresrechnung 1940.

Einnahmen.
Aktivsaldo am 31. Dezember 1939 . . . . . . . . Fr. 23 526.20
Mitgliederbeitrige . . . . . . . . . . . . . . .. y 6414, —
Zinsen . . . . ... e » 650.10
Erlos aus den «Mitteilungen» und Verschiedenes . . . » 555.35
Total der Einnahmen Fr. 31 145.65

Ausgaben.
Druckkosten des 89. und 40. Heftes. . . . . . . . Fr. 8899.30
Verschiedene Beitrdge . . . . . . . . . . . . .. » 50.—
Bibliothek- .. .« . « « & & i v siire Woetwie b » 99.50
Verwaltungskosten, einschliesslich Jahresversammlung  » 808.55
Total der Ausgaben Fr. 4 857.85
Aktivsaldo am 81. Dezember 1940 . . . . . . . . Fr. 26 288.30

Ziirich, den 18. Januar 1941.

Der Quiistor:
Marchand.

Die Unterzeichneten haben anhand der zur Verfiigung gestellten
Unterlagen und von erklirenden Ausfithrungen des Quistors die
Jahresrechnung der Vereinigung schweizerischer Versicherungsmathe-

matiker pro 1940 gepriift und richtig befunden.

Bern, den 20. Februar 1941.

Die Revis

oren:

Hans Burckhardt.
Wilh. Planta.



	Rückblick auf das Jahr 1940

